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Thema

Governance sichert Legitimität
Organisationale Aspekte in der Sozialwirtschaft

■ Herbert Schubert

Betriebswirtschaftliche Effizienz kann für
soziale Organisationen nicht das alleinige
Handlungskriterium sein, da sie existen-
tiell auf die Unterstützung und Anerken-
nung durch ihre Umwelt angewiesen sind.
Die Organisationen positionieren und prä-
sentieren sich danach so, dass sie die ange-
strebte Legitimität und Wertschätzung er-
reichen. Ein Wesensmerkmal der Gover-
nance besteht in der Sozialwirtschaft
deshalb darin, dass sich die verschiedenen
Organisationen horizontal über Ressort-
grenzen hinweg in einer kontinuierlichen
Interaktion über Problemdefinitionen ver-
ständigen müssen und miteinander inte-
grierte Handlungsziele abstimmen.

Der Governance-Begriff wird von einer
politikfokussierten Perspektive geprägt.
Ausgehend von einer Enthierarchisierung
der Steuerungsprozesse in der Kommune
und in deren Sozialräumen distanziert
sich dieses Verständnis von der traditio-
nellen Staatsfixierung (vgl. Benz 2004)
und rückt eine neue Gestaltung der Inter-
dependenzen lokaler Akteure in den Blick-
punkt. Die kommunalen Entscheidungs-
prozesse basieren danach zunehmend auf
Verhandlungen, in die alle relevanten Ak-
teure aus Politik und anderen gesell-
schaftlichen Feldern einbezogen werden.

Dieses politikfokussierte Verständnis
lokaler Governance lässt sich im Allge-
meinen definieren durch
(a) die Abnahme der Bedeutung hierar-

chischer Strukturen und eine Bedeu-
tungszunahme dezentraler Verant-
wortung,

(b) durch eine Kooperation staatlicher,
privater und gesellschaftlicher Akteu-
re, die Sektoren, Ressorts und Orga-
nisationen übergreift, und

(c) durch einen Mechanismus, bei dem
die Steuerung im Prozess der Interak-
tion unter den Akteuren sowie in kon-
tinuierlicher Verständigung über ge-
meinsame Problemdefinitionen und
Handlungsziele stattfindet (vgl.
Fürst/Zimmermann 2005).

Lokale Governance wird dabei vor al-
lem durch Kooperationsformen gekenn-
zeichnet, die an einen Netzwerkmodus
gebunden sind, der weder eine starke ver-
tikale Hierarchisierung noch eine starke
horizontale Sektorenabgrenzung beinhal-
tet (vgl. Schubert 2010).

Organisationale Governance

Im Unterschied dazu kann der Gover-
nance-Begriff auch organisationsfokus-
siert dargestellt werden. Betrachtet wird
dann die Governance der Unternehmung
– oder allgemeiner – einer Organisation
und ihres organisationalen Feldes. Diese
Herangehensweise ist insbesondere aus
einer sozialwirtschaftlichen Perspektive
sinnvoll, bei der die Aufmerksamkeit auf
die Verantwortungsstrukturen von und
zwischen Diensten, Einrichtungen, Lei-
stungs- und Kostenträgern des Sozialwe-
sens gerichtet wird (vgl. Wendt 1999).

Die organisationale Governance in der
Sozialwirtschaft wird einerseits von der
institutionellen Umwelt (Gesetze, Politik-
stile, Regeln, Konventionen, Sitten, Ge-
bräuche, Gewohnheiten) beeinflusst. An-
dererseits spielen Mechanismen der orga-
nisationalen Steuerung – wie der
Marktmodus, die Hierarchie, hybride
Mischformen und Kooperation – eine
Rolle (vgl. Williamson 1996: 4).

Entwicklungslinien

Die Governance-Strukturen in der So-
zialwirtschaft wandeln sich kontinuier-
lich von einer vertikalen Hierarchie zu ei-
ner horizontalen Organisationskonfigu-
ration der »lateralen Kooperation« (vgl.
Bleicher 2004: 339). Dies ist sowohl
intraorganisational zu beobachten, indem
beispielsweise neben eine stabile »Palast -
organisation« eine flexible »Zeltorganisa-
tion« der temporären Projektförmigkeit
von Dienstleistungen tritt oder die Fach-
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und Ressourcenverantwortung in die
operativen Einheiten dezentralisiert wird,
als auch interorganisational, indem nach
»fluiden Organisationsstrukturen« ge-
sucht wird, die in offenen und fließenden
Übergängen anschlussfähig sind an eine
dynamische Umwelt (ebd.: 341).

Bei der Anschlussfähigkeit spielen die
Adressaten als Interaktionspartner der
Sozialwirtschaft eine hervorgehobene
Rolle; die Governance-Struktur muss ih-
rer Partizipation an der Erarbeitung von
Lösungen eine hohe Priorität einräumen
(ebd.: 342). Die Organisationen öffnen
sich von daher strukturell für »kunden-
orientierte« Innovationen und involvieren
die Adressaten in den Prozess der Dienst-
leistungsplanung sowie Dienstleistungs-
produktion, was eine laterale Prozessge-

staltung notwendig macht und kaum im
Rahmen von traditionellen, formalisti-
schen Hierarchien realisiert werden kann.
Als Teil der organisationalen Governan-
ce-Struktur werden geeignete Netzwerk-
formen entwickelt, die Adressaten als
Partner in Problemlösungsprozesse einbe-
ziehen und sie zum Ausgangspunkt der
Prozesssteuerung machen.

Aber in diesen Netzwerken wirken
auch andere Organisationen der Sozial-
wirtschaft mit, weil zunehmend komple-
xere, integrierte Dienstleistungen koope-
rativ nach dem Prinzip des »full systems
management« in einem Gesamtkonzept
angeboten werden (ebd.: 342). Diese Ver-
netzungen müssen über durchlässige oder
gar »verschwimmende Grenzen« verfü-
gen und sich in einem permanenten Zu-
stand der Bewegung befinden (ebd.: 345),
damit vielfältige Kopplungsoptionen ge-
nutzt werden können. Die fluiden Struk-
turen werden im übergreifenden Gesamt-
zusammenhang inter- und intraorganisa-
torisch als integrierte Kooperationsnetze
interdependent verteilter Ressourcen und
Fähigkeiten organisiert – beispielsweise
indem Organisationen der Jugendhilfe,
des Gesundheitswesens und des Schulsy-
stems Kompetenzen unter dem Postulat
der Adressaten- und Qualitätsorientie-
rung bündeln, um die qualitätsvolle Ent-

wicklung von Kindern und Jugendlichen
als Wertschöpfungsprozess in einer inte-
grierten und abgestimmten Kooperation
zu fördern.

Transaktionskosten

Nach der Transaktionskosten-Ökono-
mie entsteht aus der Produktionsfunktion
von Organisationen der Sozialwirtschaft
eine Governance-Struktur, die zur Sen-
kung der Transaktionskosten – wie zum
Beispiel die Kosten von Kontrakten und
des Verträge-Machens – beiträgt. Als Go-
vernance-Struktur wird das organisatori-
sche Setting mit den geringsten Transak-
tionskosten gewählt. Unterschieden wer-
den die Aufwendungen bis zum

Abschluss eines Vertrags wie Informa-
tionsbeschaffungs- und Verhandlungsko-
sten als Ex-ante-Transaktionskosten und
die Aufwendungen nach Vertragsab-
schluss wie Fehlanpassungs-, Überwa-
chungs- und Nachverhandlungskosten
als Ex-post-Transaktionskosten (vgl. Wil-
liamson 1990: 78 f).

Die organisationale Governance gestal-
tet sich in Abhängigkeit von den Transak-
tionsschwierigkeiten bei der Dienstleis -
tungsproduktion. Der Marktmodus ist ge-
eignet für einfache, elementare und wenig
problembehaftete Transaktionen. Ein
marktbasiertes Arrangement eignet sich
somit nur, wenn geringe transaktionsspe-
zifische Investitionen und nur eine geringe
Komplexität vorliegen. Zur Anwendung
kommt dann das klassische Vertragsrecht;
der kurzfristige Tausch findet dabei relativ
isoliert unter zwei Partnern statt und bein-
haltet nicht spezifische Transaktionen
(z. B. Lieferung von Sachmitteln).

Da solche Transaktionen nicht den Kern
der Sozialwirtschaft repräsentieren, bilden
sich als Governance-Struktur vor allem in-
stitutionelle Arrangements heraus, mit de-
nen spezifische und komplexe Transaktio-
nen bewältigt werden können (vgl. Preis-
endörfer 2005: 46). Wegen der hohen
Transaktionskostenschwierigkeiten – also
wegen der hohen transaktionsspezifischen

Investitionen und hohen Komplexität – bei
der sozialwirtschaftlichen Dienstleistungs-
produktion gibt es eine Tendenz hin zu ko-
operativen (horizontalen) oder hybriden
(horizontal und vertikal im Mix) Arrange-
ments. Einerseits kommt dabei das neo-
klassische Vertragsrecht zur Anwendung,
bei dem spezifische Transaktionen in einer
längerfristigen (dauerhaften) Beziehung
stattfinden; andererseits werden bei hoch-
spezifischen Transaktionen Kooperationen
mit relationalen Verträgen und einer ver-
einheitlichten gegenseitigen Kontrolle – teil-
weise unter Einbezug einer Koordination –
durchgeführt (Williamson 1996: 13).

Netzwerkkooperationen können als
der moderne organisationale Governan-
ce-Modus angesehen werden, um Trans-
aktionskosten in der Sozialwirtschaft ge-
ring zu halten. Die beteiligten Akteure
schließen neoklassische oder relationale
Kontrakte, mit denen ein längerfristiges
Gefüge aufgebaut wird – im Unterschied
zu den klassischen Verträgen der reinen
Marktbeziehung des einmaligen Leis -
tungsaustausches (Preisendörfer 2005: 42
ff.).

Neo-institutionalistische
Einordnung

Unter der neo-institutionalistischen Per-
spektive wird es möglich, die Herausbil-
dung von Governance-Strukturen und von
Prozessen der Organisationsentwicklung in
der Sozialwirtschaft zu interpretieren. Der
institutionelle Kontext – wie zum Beispiel
normative Vorgaben, eingespielte Prakti-
ken, formelle und informelle Regelsysteme
oder kulturelle Standards – spielen eine
wichtige Rolle für das »Verstehen« der or-
ganisationalen Governance (ebd.: 145 ff.).

Dem im ökonomischen Denken vor-
herrschenden Effizienzkriterium gesteht
der Neo-Institutionalismus nur einen be-
grenzten Einfluss auf die Ausgestaltung
der organisationalen Strukturen zu; denn
die Formalstruktur und die Aktivitäts-
struktur einer Organisation sind nach
diesem theoretischen Ansatz nur lose mit-
einander gekoppelt. Die Effizienz stellt
nur ein Kriterium neben anderen dar, das
für das Überleben organisationaler Struk-
turen verantwortlich ist. Relevanter ist
die Unterstützung und Anerkennung
durch die Stakeholder von außen, weil
nur dies den kontinuierlichen Zufluss von
Ressourcen gewährleistet.

»Für soziale Organisationen taugt
das Kooperationsmodell mehr als das
Marktmodell«
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Die Organisationen positionieren und
präsentieren sich danach so, dass sie die
angestrebte Legitimität und Wertschät-
zung erreichen. Dabei findet ein Struktur-
angleichungsprozess – Isomorphie – von
Organisation und Umwelt statt.

Isomorphie

Das organisationale Feld der Sozial-
wirtschaft umfasst alle Organisationen,
die für eine sozialwirtschaftliche Organi-
sation die gesellschaftlich relevante Um-
welt bilden (Konkurrenten, Zulieferer,
Abnehmer, politisch-regulative Instan-
zen). Die Organisationen in diesem Feld
orientieren sich gegenwärtig an den Ab-
stimmungsstrukturen der lokalen Gover-
nance in den Kommunen.

Eine hervorgehobene Rolle spielen
nicht hinterfragte, routinemäßig produ-
zierte »Scripts« (als quasi-automatische
kulturell bedingte Regeln für habituali-
sierte Verhaltensmuster); sie prägen tradi-
tionell die Institutionen der Sozialwirt-
schaft und leiten die Entscheidenden an
(Hasse/Krücken 1999). Deshalb sind Ko-
operationsnetze zwischen Organisationen
in der Erwerbswirtschaft anders aufge-
baut als im Feld der sozialwirtschaft-
lichen Dienstleistungen, weil die zugrun-
deliegenden Werthaltungen, normativen
Regelungen und kulturellen Praktiken in
den jeweiligen organisationalen Feldern
äußerst verschieden sind.

Die Governance-Strukturen gleichen
sich zwischen den Organisationen eines
organisationalen Feldes im Rahmen der
institutionellen Isomorphie an. Dies ist
einerseits auf staatliche Vorgaben und
Rechtsvorschriften zurückzuführen, ande-
rerseits auf Imitation, weil in Situationen
hoher Unsicherheit eine wechselseitige Be-
obachtung stattfindet und erfolgreiche
»Blaupausen-Modelle« übertragen wer-
den. Drittens spielt noch der normative
Anpassungsdruck eine Rolle, der insbe-
sondere von den beteiligten Professionen
ausgeht, um einen Orientierungsrahmen
mit spezifischen fall- und organisations-
übergreifenden Lösungsmustern zu schaf-
fen. Die externen »Vorgaben« werden
von den Organisationen übernommen,
weil anderenfalls gravierende Nachteile in
Form von Legitimationsentzug oder Sank-
tionen in Kauf genommen werden müs-
sen. Die Organisationen entwickeln quasi
formal-rationale Strukturen zur Erzielung

von Legitimität und nicht zur effizienten
Problemverarbeitung.

Insofern repräsentiert die Sozialwirt-
schaft keine Sphäre gesellschaftsfreier Ra-
tionalität und ökonomischer Effizienz,
sondern wird durch gesellschaftliche Er-
wartungen und staatlich-politische Regu-
lierung beeinflusst.

Die Governance-Strukturen der Sozial-
wirtschaft sind daher nicht allein auf öko-
nomische Effizienz ausgerichtet, die nur
eine – aber nicht notwendigerweise wich-
tigste – Determinante der Überlebensfä-
higkeit von sozialwirtschaftlichen Organi-
sationen darstellt. Durch die Transforma-
tion von Prinzipien der lokalen
Governance in die organisationale Gover-
nance erzielen Organisationen in der Sozi-
alwirtschaft ein hohes Maß an Legiti-
mität, die es ermöglicht, Ressourcen im lo-
kalen Kontext zu akquirieren. Vor diesem
Hintergrund macht es für sozialwirt-
schaftliche Organisationen auch keinen
Sinn, sich allein am Marktmodus zu
orientieren, zumal dies nicht zwangsläufig
zu einer verstärkten Innovations- und Ent-
wicklungsfähigkeit führen würde. Denn
die Behebung der Defizite, die aktuell als
krisenhaft wahrgenommen werden, ge-
lingt besser im Kooperationsmodus.

Zusammenfassung

Die Dienstleistungsproduktion in der
Sozialwirtschaft ist mit komplizierten
Transaktionen verbunden, die zu einer
komplexen Governance-Struktur führen.
In isomorpher Anlehnung an das politik-
fokussierte Verständnis der lokalen Go-
vernance nehmen dabei die Bedeutung
hierarchischer Strukturen ab und die Be-
deutung kooperativ gestalteter Verant-
wortungsstrukturen zu.

In der komplexeren Governance-Struk-
tur kommt der Kooperation zwischen
Organisationen der öffentlichen Wirt-
schaft, der Erwerbswirtschaft, des Dritten
Sektors und des informellen Sektors aus
unterschiedlichen fachlichen Ressorts ein
hoher Stellenwert zu.

Ein Wesensmerkmal der organisationa-
len Governance besteht in der Sozialwirt-
schaft darin, dass sich die verschiedenen
Organisationen horizontal über Ressort-
grenzen hinweg in einer kontinuierlichen
Interaktion über Problemdefinitionen
verständigen müssen und miteinander in-
tegrierte Handlungsziele abstimmen. ◆
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